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2013-1-1-F 

Gesetz 
zur Änderung des Kostengesetzes 

Vom 10. Mai 1999 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgen­
de Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des Senats 
hiermit bekannt gemacht wird: 

§ 1 

Das Kostengesetz vom 20. Februar 1998 (GVBI S. 43, 
BayRS 20 13-1-1-F) wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 5 Abs. 1 Satz 1 wird "Art. 49" durch "Art. 50" 
ersetzt. 

2. Art. 6 Abs. 3 wird aufgehoben. 

3. Art. 9 Abs. 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

,,(1) lDie Gebühr beträgt im Rechtsbehelfsver­
fahren das Eineinhalbfache der vollen Amtshand­
lungsgebühr. 21st die Amtshandlung nur teilweise 
angefochten, verringert. sich die Gebühr entspre­
chend. 3Art. 8 Abs. 1 findet entsprechende Anwen­
dung. 41st für die Amtshandlung eine Gebühr nicht 
angefallen oder hat ein Dritter Widerspruch einge­
legt, ist eine Gebühr bis zu zehntausend Deutsche 
Mark zu erheben. 5Die Mindestgebühr beträgt fünf­
zig Deutsche Mark. 6Bei einem Widerspruch, der 
sich allein gegen die Festsetzung öffentlicher Ab­
gaben, insbesondere gegen eine Entscheidung über 
Kosten, Benutzungsgebühren oder Beiträge, rich­
tet, beträgt die Gebühr bis zur Hälfte des angefoch­
tenen Betrags, mindestens aber zwanzig Deutsche 
Mark. 

(2) lWird ein Rechtsbehelf zurückgenommen 
oder erledigt er sich auf andere Weise, werden eine 
Gebühr von einem Zehntel bis zu drei Viertel der 
nach Absatz 1 festzusetzenden Gebühr je nach dem 

Fortgang des Verfahrens und die Auslagen erhoben. 
2Die Mindestgebühr beträgt dreißig Deutsche Mark; 
im Fall eines Widerspruchs, der sich allein gegen die 
Festsetzung öffentlicher Abgaben, insbesondere ge­
gen eine Entscheidung über Kosten, Benutzungsge­
bühren oder Beiträge, richtet, beträgt sie zwanzig 
Deutsche Mark. 3 Art. 8 Abs. 3 gilt entsprechend." 

4. Dem Art . 18 Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt: 

,,3Ein Säumniszuschlag wird bei einer Säumnis bis 
zu fünf Tagen nicht erhoben." 

5 . . In Art. 20 Abs. 1 werden nach dem Wort "Körper­
schaften" die Worte" und Anstalten" eingefügt. 

6. Dem Art. 21 Abs. 4 wird folgender Satz 3 angefügt: 

,,3Soweit in den Rechtsverordnungen nichts anderes 
bestimmt ist, gelten Art. 10 bis 19 entsprechend." 

7. Art. 24 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,2Das Verfahren zur Festsetzung und Einziehung 
der Kurtaxe kann auf juristische Personen des Pri­
vatrechts übertragen werden." 

§2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juni 1999 in Kraft. 

München, den 10. Mai 1999 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund S t 0 i b e r 
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763-7-1 

Bekanntmachung 
über das In-Kraft-Treten des Staatsvertrags 

zwischen dem Freistaat Bayern und 
dem Land Rheinland-Pfalz und dem Saarland 

zur Änderung des Staatsvertrags vom 19. Juni 1972, 
zuletzt geändert durch Staatsvertrag 

vom 22. April/6. Mai/19. Juli 1988, 
über die Zugehörigkeit der Tierärzte und Veterinärpraktikanten 

des Landes Rheinland-Pfalz und des Saarlandes 
zur Bayerischen Ärzteversorgung 

Vom 30. April 1999 

Der am 10./25. März / 6. April 1998 unterzeichnete 
Staatsvertrag zwischen dem Freistaat Bayern und dem 
Land Rheinland-Pfalz und dem Saarland zur Ände­
rung des Staatsvertrags vom 19. Juni 1972, zuletzt 
geändert durch Staatsvertrag vom 22 . April/6 . Mai/19 . 
Juli 1988, über die Zugehörigkeit der Tierärzte und 
Veterinärpraktikanten des Landes Rheinland-Pfalz 
und des Saarlandes zur Bayerischen Ärzteversorgung 
ist nach seinem Art. 2 Abs. 1 Satz 2 am 1. April 1999 in 
Kraft getreten. 

München, den 30. April 1999 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund S t 0 i b e r 
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7900-8-E 

Verordnung 
zur Änderung der 

Forstgebührenordnung 

Vom 16. April 1999 

Auf Grund des Art. 21 Abs. 1 Satz 1 des Kosten­
gesetzes vom 20. Februar 1998 (GVBI S . 43, BayRS 
2013-1-1-F),erlässtdasBayerischeStaatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten im Ein­
vernehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium 
der Finanzen folgende Verordnung: 

§1 

Die Verordnung über die Erhebung von Gebühren 
und Auslagen für die Inanspruchnahme von Dienst­
stellen der Bayerischen Staatsforstverwaltung (Forst­
gebührenordnung - FoGebO) vom 10. Dezember 1987 
(GVBI S . 460, BayRS 7900-8-E), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 2. April 1997 (GVBI S. 65), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,2Die Gebühr beträgt je Stunde 

1. für einen Beamten des höheren 
Dienstes oder einen nach seiner 
Vergütung vergleichbaren 
Angestellten 103,00 DM 

2. für einen Beamten des gehobenen 
Dienstes oder einen nach seiner 
Vergütung vergleichbaren 
Angestellten 75,00 DM 

3. für einen Beamten des mittleren 
Dienstes oder einen nach seiner 
Vergütung vergleichbaren 
Angestellten oder Arbeiter 60,00 DM 

4. für einen Beamten des einfachen 
Dienstes oder einen nach seiner 
Vergütung vergleichbaren 
Angestellten oder Arbeiter 53 ,00 DM." 

b) In Absatz 3 Satz 4 wird die Zahl ,,65,00" durch 
die Zahl ,,70,00" ersetzt. 

2. Die Anlage (Gebühren verzeichnis zur Forstgebüh­
renordnung) wird durch die Anlage dieser Verord­
nung ersetzt. 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. Juni 1999 in Kraft. 

München, den 16. April 1999 

Bayerisches Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Josef Mi 11 er, Staatsminister 
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Gebührenverzeichnis zur Forstgebührenordnung 

I. Allgemeines 

1. Die Gebühren nach Nr. 11. 1.1 des Gebührenver­
zeichnisses können bis zu 50 v.H . ermäßigt werden, 
wenn die Aufarbeitungskosten voraussichtlich den 
Erlös aus dem Verkauf des eingeschlagenen Holzes 
übersteigen. 

2. Die Gebühren nach Nr. H . 1 und Ir. 2 des Gebühren­
verzeichnisses können ermäßigt werden, 

a) bis um 40 v.H ., wenn der Schuldner oder eine von 
ihm gestellte Hilfskraft mitwirkt, 

b) bis um 70 v.H., wenn die Leistung aus Anlass von 
Kalamitätsfällen erbracht wird, 

c) bis um 30 v.H., wenn besonders einfache Verhält­
nisse vorliegen. 

3. Die Ermäßigungen der vorstehenden Nm. 1 und 2 
dürfen insgesamt nicht mehr als 80 v.H. betragen. 
Ermäßigungen nach Nm. 1 und 2 Buchst. c können 
nicht nebeneinander gewährt werden. 

4. Die Gebühren nach Nm. H. 1 und Ir. 2 des Ge­
bührenverzeichnisses können bis um 30 v.H. erhöht 
werden, wenn besonders schwierige Verhältnisse 
vorliegen. 

5. Die Gebühren können bis um 20 v.H . erhöht werden, 
wenn die Leistung auf Antrag vordringlich erbracht 
wird. 

6. Die Gebühren nach Nm. Ir. 4, 11. 5, H. 6 und Ir. 7 
können bis um 300 v.H . angehoben werden, wenn 
die Leistungen einen ungewöhnlichen Zeit- oder 
Materialaufwand bedingen oder eine kürzere Aus­
führungsfrist vereinbart wird. 

7. In der Zeit vom 15. Mai mit 15. September jeden 
Jahres ermäßigen sich die Gebühren nach Nm. Ir. 4.1 
bis H. 4.9 um 30 v.H. Es gilt das Datum des Pro­
beneingangs. 

8. Reisezeiten sind gemäß § 2 Abs. 3 FoGebO zusätzlich 
zu den Gebühren nach Nr. H in Ansatz zu bringen. 

11. Gebührensätze 

1. Auszeichnen von Waldbeständen 

1.1 Stammweises Auszeichnen in Pflege­
beständen 

. jeHektar 
jedes angefangene halbe Hektar wird 
mit 50 v.H . des vorstehend genannten 
Satzes berechnet. 

1.2 Stammweises Auszeichnen in Verjün­
gungsbeständen 
je Hektar 

Jedes angefangene halbe Hektar wird 
mit 50 v.H . des vorstehend genannten 
Satzes berechnet. 

DM 

139,00 

82,00 

2. Holzaushaltung und Hiebsaufnahme 

2.1 Holzaushaltung und Sortenbildung 
je angefangenen Festmeter oder 
Raummeter 

2.2 Holzaufnahme 
je angefangenen Festmeter 
je angefangenen Raummeter 

2.3 Sortenweise Ermittlung des Festge­
haltes, Aushändigung einer Nummern­
liste einschließlich der sorten- und 
klassenweisen Wertermittlung auf 
Grund vorgegebener Preise 
je angefangenen Festmeter oder 
Raummeter 

3. Wegebauten 

3.1 Ausarbeitung von Entwürfen für forst­
liche Wegebauten und Trassierung 
je Meter Wegelänge 

3.2 Örtliche Bauleitung 
je Meter Wegelänge 

3.3 Bauoberleitung 
je Meter Wegelänge 

3.4 Gesamtbauleitung 
je Meter Wegelänge 

DM 

3,70 

3,00 
1,60 

1,50 

1,70 

1,60 

1,60 

3,30 

ab ab ab 
4. Forstsaatgutprüfungen 1.1. 1.1. 1.1 

98 99 2000 

4 .1 Reinheit 20,00 

4.2 Keimfähigkeit 
(Standardmethode) 50,00 60,00 70,00 80,00 

4 .3 Lebensfähigkeit 
(Tetrazoliumtest) 100,00 120,00 140,00 160,00 

4.4 Tausendkomgewicht 

4.5 Gesamtuntersuchung 
der äußeren Beschaffen­
heit lt. § 16 (2) FSaatG 

10,00 

mit Standardmethode 75,00 85,00 95,00 105,00 

4.6 Gesamtuntersuchung 
der äußeren Beschaffen­
heit lt. § 16 (2) FSaatG 
mit Tetrazoliumtest 125,00 145,00 165,00 185,00 

4.7 Feuchtigkeitsbestimmung 

4.8 Schnittprobe bei Eicheln 

4.9 Bestimmung von Voll-/Hohlkom, 
Beschädigung, Entwicklungszustand 
u. a. (Röntgenuntersuchung) 

15,00 

50,00 

50,00 
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DM DM 

4.10 Internationaler Oranger/Grüner 6.3 Trockenveraschung 33,00 
Bericht (einseh!. 1 Duplikat sowie 
IStA-Plomben und -Anhänger) 10,00 6.4 N assveraschung 40,00 

5. Bodenuntersuchungen 6.5 Phosphat 40,00 

5.1 Probenaufbereitung 7,00 6.6 Natrium, Kalium, Calcium 

5.2 Trockensubstanz 20,00 je Element 25,00 

5.3 ph-Wert potentiometrisch 9,00 6.7 Magnesium, Eisen, Kupfer, Mangan, 
Zink 

5.4 Salz gehalt-Lei tfähigkei t 8,00 je Element 46,00 

5.5 Carbonat nach SCHEIBLER 23,00 6.8 Blei, Cadmium 

5.6 Organische Substanz aus C 35,00 je Element 95,00 

5.7 Stickstoff nach KJELDAHL 33,50 6.9 Chlorid 45,00 

5.8 Gesamtstickstoff 45,00 6.10 Fluorid 80,00 

5.9 Ammoniumstickstoff, Nitratstickstoff, 6.11 Schwefel 80,00 
je Stoff 17,00 

5.10 Königswasseraufschluss 40,00 7. Wasseruntersuchungen 

5.11 Fl usssä ure-Perchlorsä urea ufschl uss 65,00 7.1 Filtrat zur Analyse 8,00 

5.12 Phosphor, Kalium, Calcium, Magne-
sium, Eisen, Mangan 

7.2 ph-Wert 9,00 

je Element 65,00 7.3 Lei tfähigkei t 5,00 

5.13 Aluminium, Blei, Cadmium 7.4 Stickstoff nach KJELDAHL 33,50 je Element 46,00 

5.14 Herstellung eines Wasserextraktes 7,00 7.5 Ammonium, Nitrat 
je Stoff 22,00 

5.15 Bestimmung von Chlorid, Sulfat , 
Natrium, Kalium, Calcium, Magne- 7.6 Natrium, Kalium, Calcium 
si um aus Wasserextrakt je Element 16,00 
je Element 12,00 

7.7 Magnesium 27,00 
5.16 Kleingefäßversuch zur Feststellung 

der Anwesenheit wachstumshemmen- 7.8 Chlorid, Sulfat 
der Stoffe je Stoff 27,00 
je Gefäß 35,00 

6. Pflanzenuntersuchungen 
7.9 Gesamtphospha t 50,00 

6.1 Probenvorberei tung 15,00 

6.2 Stickstoff nach KJELDAHL 33,50 
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